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Schadstoffemissionen in Nordostoberfranken 


Der Bundesminister des Innern -Uli 2- 98/1 - hat mit Schreiben 
vom 27. März 1986 die Kleine Anfrage namens der Bundesregie- 
rung wie folgt beantwortet: 


1. Was hat die Bimdesregiening zusammen mit der Bayerischen 
Staatsregierung in der Vergangenheit konkret unternommen, um 
die Umweltbelastvmgen in Nordostoberfranken zu reduzieren? 

Die Bimdesregierung - wie im übrigen auch die Bayerische 
Staatsre0erung - hat edle bilateralen Kontakte mit der CSSR dazu 
genutzt, auch Fragen der Luftreinhaltung einsChließhch der 
besonderen Probleme in Nordostoberfranken zu erörtern. Eine 
erste konkrete Behemdlimg der Problematik fand im März 1982 
beim Zusammentreffen des deutschen imd des tschechoslowaki- 
schen Grenzbevollmächtigten statt. Dabei wurden auf Initiative 
der deutschen Seite Expertengespräche - zimächst im R€dunen 
der Beratungen der Grenzbevollmächtigten - vereinbart. Die 
CSSR hat hierbei ihrerseits Bereitschaft zur Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Luftreinhaltung zu erkennen gegeben. Auf dieser 
Basis sind - seit November 1984 unabhän0g von den Beratungen 
der Grenzbevollmächtigten - mehrere Expertengepräche imter 
Beteiligung des Bayerischen Staatsministeriums für Landesent- 
wicklimg imd Umweltfragen geführt worden, die insbesondere 
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den praktischen Erfahrungsaustausch über technische Maßnah- 
men zur Verminderung der Schwefeldioxidemissionen aus Kraft- 
werken betrafen. 

Im übrigen hat auch die CSSR als Folge der Münchner Umwelt- 
konferenz 1984 mit der Unterzeichnimg des Protokolls von Hel- 
sinki im Juli 1985 die völkerrechtliche Verpflichtung übernom- 
men, die Schwefelemissionen sobald wie möglich imd spätestens 
bis 1993 um nündestens 30 % zu reduzieren. Dies wird sich auch 
auf die Gesamtsituation in Nordostoberfranken positiv auswirken. 

Ein konkreter Erfolg konnte inzwischen im Hinblick auf das 
Problem des sog. Katzendreckgestanks erzielt werden. Noch in 
diesem Jahr werden die Geruchsbelästigimgen durch die Inbe- 
triebncdime entsprechender Abgasreinigimgsanlagen im betroffe- 
nen Chemiewerk beseitigt. 


2. Ist der Bundesregierung in diesem Zusammenhang bekannt, daß in 
Nordostoberfranken 85 bis 90 % der Schadstoffe in der Luft aus den 
Nachbarländern importiert werden, oder hat die Bundesregierung 
andere Erkenntnisse? 


Der Bimdesregierung ist bekannt, daß ein wesenüicher Teil der 
Schadstoffbelastimg der Luft in Nordostoberfranken aus den 
Nachbarländern stammt. Über den genauen prozentualen Anteil 
liegen keine Erkenntnisse vor. 


3. Wird es in diesem Jahr noch ein Umweltabkommen mit der CSSR 
geben? Wenn ja, welchen konkreten Inhalt will die B\uidesre0e- 
rung in diesem Abkommen festschreiben? 

Die Bimdesregierung curbeitet dcurauf hin, noch in diesem Jahr 
eine Regierungsvereinbarung abzuschließen. Sie strebt an, mit 
der CSSR zu einer möglichst umfassenden bilateralen Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes zu kommen. Wichtige 
Bereiche der Zus€uiimenarbeit werden Luftreinhaltung, Abwäs- 
ser, Abfall, Schutz des Waldes imd ökologische Fragen sein. Die 
Verhcmdlungen werden im Mai dieses Jeihres foriigesetzt. 


4. Ist es richtig, daß Bundesaußenminister Genscher bei seinen 
jüngsten Gesprächen mit dem CSSR-Außenminister Bokuslav 
Chnoupek die Schadstoffbelastungen in Nordostoberfranken aus- 
führlich diskutiert hat? Wenn ja, welche konkreten Ergebnisse 
brachte dieses Gespräch? Wenn nein. 0bt es Gründe für das 
Ausklammem dieses wichtigen büateralen Problems? 


Bundesminister Genscher hat sich in der Vergangenheit gegen- 
über seinen tschechoslowakischen Gesprächspartnern, insbeson- 
dere gegenüber Außenminister Chnoupek, mehrmals für eine 
Lösung der Probleme der Luftverschmutzimg in Nordostbayem 
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ausgesprochen. Auf der Grundlage eines Briefwechsels zwischen 
Bundeskanzler Dr. Kohl und Präsident Husak sowie von Gesprä- 
chen zwischen Bundesminister Genscher und Außenminister 
Chnoupek im Jahre 1984 werden seit Herbst 1984 Regierungsver- 
handlungen mit dem Ziel einer Vereinbarung über die Zusam- 
menarbeit im Umweltschutz geführt. Diese Verhandlungen wer- 
den vom Bundesminister des Innem geleitet. Ein Schwerpunkt- 
bereich der angestrebten Zusammenarbeit liegt wegen der 
bekannten Probleme der Luftverschmutzung in Nordostbayem 
atif dem Gebiet der Luftreinhaltung. Bundesminister Genscher 
hat sich bei seinem jüngsten Treffen mit Außenminister 
Chnoupek in Karlsbad (4. bis 6. Februar 1986) nachdrücklich 
dafür eingesetzt, möglichst bald zu einer abschließenden Eini- 
gung, die auch die Beteiligung des Berliner Expertenpotentials 
einschließt, zu gelangen tmd die Unterzeichnung der Vereinba- 
rung im Sommer durch die zuständigen Minister in Prag vorzu- 
nehmen. 


5. Bezieht die Bundesregierung in die Verhandlungen mit der CSSR 
die lästige Angelegenheit des sogenannten Katzendreckgestanks 
mit ein? Wenn ja, gibt es außer der Färberei Tosta in Asch und dem 
Braunkohlenkombinat Doglasgrün andere Verursacher, die den 
Katzendreckgestank (organische Schwefelverbindungen wie Mer- 
kaptane oder Thioalkohole) produzieren? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung stammen die Geruchsbe- 
lästigungen („Katzendreckgestank") aus dem Braunkohlenkom- 
binat Doglasgrün. Wie in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, 
haben die Verhandlungen mit der CSSR bereits zu einem konkre- 
ten Ergebnis geführt. 


6. Werden die Umweltverhandlungen mit der DDR noch in diesem 
Jahr zu einem Ergebnis kommen? 

Wenn ja, welchen konkreten Inhalt will die Bundesregierung zur 
Minderung der Schadstoffemissionen in Nordostoberfranken ein- 
bringen? 

Die Bundesregienmg strebt intensiv an, die Umweltverhandlun- 
gen mit der DDR noch in diesem Jahr zu einem Ergebnis zu 
führen. Ziel ist auch hier eine möglichst umfassende Zusammen- 
arbeit im Umweltschutz. Zu den Schwerpunkten wird der Bereich 
Luftreinhaltung gehören. Der Bundesregierung liegt sehr daran, 
nüt der praktischen Erörterung von grenzüberschreitenden 
Umweltproblemen beginnen und damit auch die Probleme der 
Luftbelastimg in Nordostoberfranken einer Lösung zuführen zu 
köimen. 


7. W^che Möglichkeiten sieht die Bimdesregierung, um möglichst 
schnell technisch einwandfreie Filteranlagen bei den Hauptverur- 
sachern der Schadstoffemissionen einzubauen? 
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Die Bundesregierung hat der DDR und der CSSR angeboten, sich 
dafür einzusetzen, daß die neuesten bei deutschen Finnen vorlie- 
genden Informationen zur Verfügimg gestellt werden. Der Frei- 
staat Bayern ist darüber hinaus bereit, den Behörden der CSSR 
eine Pilotaiüage zur Entschwefelung tschechischer Kohle zu über- 
lassen. 


8. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, in Kooperation mit 
der DDR und der CSSR beim Anlagenbau für Füteranlagen zxxsam- 
menzuarbeiten? 


Mit der DDR iind der CSSR sind in den vergangenen Jahren eine 
Reihe von E3q>ertengesprächen geführt worden. Die Btindesregie- 
ning ist bei den Gesprächen offen für jede vernünftige und prak- 
tikable Regelung, die der Verminderung des Schadstoffauswxirfs 
dient. Bisher ist nicht erkennbar, ob die beiden Staaten an einem 
Kooperationsvertrag für eine gemeinsame Produktion von Filter- 
anlagen interessiert sind. 


9. Denkt die Bundesregierung zusammen mit der Bayerischen Staats- 
regierung daran, einen regionalen Emissionskataster einzurichten, 
um Schadstoffemissionen in Nordostoberfranken zu identifizieren? 

10. Hält es die Bundesregienmg für sinnvoll, die Fläche der als Smog- 
gebiet ausgewiesenen Region in Oberfranken auszuweiten? 

1 1 . Hält es die Bundesregierung seit dem letzten Smogalarm für ange- 
bracht, die Auslösewerte für den Smogvoralarm herabzusetzen? 
Wenn nein, ist die Bundesregierung dann also nicht der Ansicht 
der Ärzteinitiative in Nordostoberfranken, daß 0,16 bis 0,30 Milli- 
gramm SO2 pro Kubikmeter Luft bereits Schäden an den Atem- 
wegen vpn lündem hervorrufen können? 


Die Fragen betreffen Regelimgen, für die die Bayerische Staats- 
regierimg zuständig ist. 

Zur Einrichtung von Emissionskatastem, Festlegung von Smog- 
gebieten imd Festlegimg der Bedingimgen für die Auslösimg von 
Smog-Alarm sind nach dem Bimdes-Immissionsschutzgesetz die 
Landesregierimgen ermächtigt. 

Nach der im Grundgesetz festgelegten Aufgabenverteüung zwi- 
schen Bund imd Ländern obliegt im übrigen die Durchfühnmg 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der darauf beruhen- 
den Rechtsvorschriften den Ländern. 


12. Was unternimmt die Bundesregienmg aktuell, um gesundhefMiche 
Langzeitschäden bei der Bevölkerung Nordostob^rfrankens zu ver- 
meiden, die d\irch die erhöhten Schadstoffemissionen hervorge- 
rufen werden? 


Soweit die erhöhten Schadstoffenüssionen durch nationale Enüs- 
sionen verursacht werden, hat die Bimdesregierimg die erforder- 
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liehen Maßnahmen zu ihrer Verminderung getroffen. Zu neimen 
sind insbesondere die Verordnung über Großfeuerungsanlagen 
vom 22. Juni 1983, die Technische Anleitung zur Reinhaltung der 
Luft vom 27. Februar 1986 sowie das Konzept ziu Einführung des 
schadstoffarmen Autos. 

Diese imd weitere Maßnahmen werden dcizu führen, daß die 
Enüssionen aller bedeutenden Luftschadstoffe drastisch verrin- 
gert werden. Beim Schwefeldioxid wird schon bis 1988 eine Ver- 
ringeruhg tun mehr als 50% und bis 1993 um mehr als 65% 
gegenüber 1982 erwartet. Bei den Stickstoffoxiden wird bis Mitte 
der netmziger Jahre mit einer Vermindenmg um etwa 70 % ge- 
rechnet. 

Soweit die Schadstoffkonzentration aus Nachbarstaaten herrührt, 
wird die Bundesregierung weiterhin nachdrüc^dich darauf hinwir- 
ken, daß auch dort emissionsmindemde Maßnahmen eingeleitet 
werden. 


Drucksache 10/5273 


5 





Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 1967 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, HerderstraBe 56, 5300 Bonn 2. Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


